
§ 24 ÖGDG (Fn 7) 
Kommunale Gesundheitskonferenz 

(1)Der Rat oder der Kreistag beruft die Kommunale Gesundheitskonferenz von Vertretern 
und Vertreterinnen der an der Gesundheitsförderung und Gesundheitsversorgung der 
Bevölkerung Beteiligten, der Selbsthilfegruppen und der Einrichtungen für 
Gesundheitsvorsorge und Patientenschutz ein. Hinsichtlich der geschlechtsparitätischen 
Besetzung findet § 12 Abs. 1 Landesgleichstellungsgesetz Anwendung. Mitglieder des für 
Gesundheit zuständigen Ausschusses des Rates oder des Kreistages gehören der 
Kommunalen Gesundheitskonferenz an. Sofern eine Kommunale Gleichstellungsbeauftragte 
nicht Mitglied der Gesundheitskonferenz ist, findet § 18 Landesgleichstellungsgesetz 
Anwendung. 

(2)Die Kommunale Gesundheitskonferenz berät gemeinsam interessierende Fragen der 
gesundheitlichen Versorgung auf örtlicher Ebene mit dem Ziel der Koordinierung und gibt bei 
Bedarf Empfehlungen. Die Umsetzung erfolgt unter Selbstverpflichtung der Beteiligten. 

(3)Die Kommunale Gesundheitskonferenz wirkt an der Gesundheitsberichterstattung mit. Der 
Gesundheitsbericht wird mit den Empfehlungen und Stellungnahmen der Kommunalen 
Gesundheitskonferenz dem Rat oder dem Kreistag zugeleitet. 

 
 

§ 5  PfG.NW (Fn 5) 
Pflegekonferenzen 

(1) Zur Umsetzung der in diesem Gesetz und in den §§ 8 und 9 SGB XI vorgegebenen 
Aufgaben richten die Kreise und kreisfreien Städte Pflegekonferenzen ein und übernehmen 
deren Geschäftsführung. 

(2) Aufgabe der Pflegekonferenzen ist die Mitwirkung bei der Sicherung und quantitativen 
Weiterentwicklung der pflegerischen Angebotsstruktur einschließlich der notwendigen 
komplementären Hilfen. Hierzu gehören insbesondere: 

- die Mitwirkung an der kommunalen Pflegeplanung, 

- die Förderung der Beteiligung von Betroffenen an Fragen der zukünftigen 
Sicherung der Pflege in den Kommunen, 

- die Hinwirkung auf eine koordinierte Aufgabenwahrnehmung im 
Aufgabenfeld der an der Pflege beteiligten Akteure, insbesondere im Bereich 
der Beratung und des Fallmanagements. 

Allgemeine Erfahrungsberichte der Heimaufsicht sind regelmäßig in die Beratungen 
einzubeziehen. 

(3) Mitglieder der Pflegekonferenzen sind neben dem Kreis oder der kreisfreien Stadt 
Vertreterinnen oder Vertreter von Pflegeinrichtungen einschließlich der Heimbeiräte oder der 
Heimfürsprecher, Pflegekassen und der Medizinische Dienst der Krankenversicherung, der 
kommunalen Seniorenvertretung und eine angemessene Zahl von Beteiligten der 
Arbeitsgemeinschaften der örtlichen Selbsthilfegruppen Pflegebedürftiger, Behinderter und 
chronisch Kranker, ihrer Angehörigen und gesetzlichen Betreuer. Kreisangehörige Gemeinden 
können Vertreterinnen und Vertreter entsenden. Andere an der pflegerischen Versorgung 
beteiligte Institutionen oder Organisationen können hinzugezogen werden. 
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